
Unter dem Vorsitz des Bundes-
ministers des Innern, für Bau 
und Heimat, Horst Seehofer, so-
wie dem Co-Vorsitz der Bundes-
ministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft, Julia Klöckner, 
und der Bundesministerin für 
Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend, Dr. Franziska Giffey, 
wurden auf der konstituierenden 
Sitzung sechs Facharbeitsgrup-
pen eingesetzt. Die dortige Arbeit 
an den Themen “Kommunale 
Altschulden”, “Wirtschaft und 
Innovation”, Raumordnung und 
Statistik”, “Technische Infra-
struktur”, “Soziale Daseinsvor-
sorge und Arbeit” sowie “Teil-
habe und Zusammenhalt der 
Gesellschaft” soll die Grundlage 
für einen Bericht mit konkre-
ten Vorschlägen liefern, den 
die Kommission bis Juli 2019 
vorlegen will.

Altschuldenproblem lösen

Zu den Teilnehmern der ersten 
Sitzung aufseiten der kommu-
nalen Spitzenverbände zählte 
u. a. auch der Präsident des 
Deutschen Städtetages, Mar-
kus Lewe, Oberbürgermeister 
der Stadt Münster. Er forderte: 
“Wir brauchen Lösungen, damit 
benachteiligte Städte und Regio-
nen wieder aufholen können und 
handlungsfähiger werden. Dafür 

müssen sie gezielt gefördert wer-
den.” Die Kommission müsse 
bis zum Jahr 2020 vorzeigbare 
Ergebnisse liefern.

Stadt und Land nicht  
gegeneinander stellen

Wichtig für die Arbeit in der 
Kommission sei, Stadt und 
Land nicht gegeneinander zu 
stellen. Strukturschwäche und 
Strukturstärke gebe es sowohl 
im städtischen als auch im 
ländlichen Raum. Nötig seien 
konkrete Vorschläge, wie Un-
gleichgewichte und deren Folgen 
wirkungsvoll bekämpft werden 
könnten. “Es muss für die Men-
schen attraktiv bleiben, in bis-
her strukturschwachen Städten 
und Regionen zu wohnen und 
zu arbeiten. Damit sich die Le-
bensbedingungen dort verbes-
sern, muss zum Beispiel das 
kommunale Altschuldenproblem 
angegangen werden”, so Lewe. 
Die kommunalen Kassenkre-
dite lägen derzeit bei rund 48 
Milliarden Euro. Man fordere 
den Bund und die betroffenen 
Länder deshalb auf, die Kommu-
nen dabei zu unterstützen, das 
Altschuldenproblem zu lösen. 
Die Chancen dafür seien dank 
niedriger Zinsen und guter Wirt-
schaftslage günstig wie nie. Eine 
direkte Möglichkeit sei, dass der 
Bund und die betroffenen Länder 
Hilfe bei der Tilgung von kom-
munalen Altschulden leisteten. 
Eine indirekte Möglichkeit sei ein 
höherer Bundesanteil bei den 
Kosten der Unterkunft für Lang-
zeitarbeitslose, erklärte Lewe.
Von der Arbeit der Kommissi-

on erwartet der Städtetag u. a. 
zunächst die Entwicklung ei-

mit “gleichwertigen Lebensver-
hältnissen” gemeint ist und wo 
starke Ungleichgewichte fest-
zustellen sind. Faktoren wie 
beispielsweise Arbeitslosenzah-

len, wirtschaftliche Situation, 
Schulabbrecherquote oder der 
Zustand der Infrastruktur seien 
dafür geeignet. 
Strukturschwache Städte und 

Regionen dürften nicht abge-
hängt, sondern müssen gezielt 
gefördert werden. Deshalb soll-
te die Gemeinschaftsaufgabe 
“Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur” (GRW) 
weiterentwickelt und das För-
dervolumen von derzeit jähr-
lich 320 Millionen Euro für die 
Kommunen deutlich ausgeweitet 
werden. Es sei richtig, dass das 
System der Regionalförderung 
bereits 2019 und damit vor dem 
Abschlussbericht der Kommis-
sion überarbeitet werden soll. 
Auch die Chancen auf dem Ar-

beitsmarkt seien ungleich ver-
teilt und gefährdeten die Gleich-
wertigkeit. Die Städte bräuchten 
höhere Eingliederungsmittel für 
Arbeitslose gerade dort, wo die 
strukturelle Arbeitslosigkeit 
besonders groß sei. Eine ver-
besserte Personalausstattung 
der Jobcenter sei entscheidend, 
um Langzeitarbeitslose intensiv 
betreuen zu können.
Der vom Bund geplante Digital-

pakt sei ein wichtiger Schritt, die 

Zwischen Bund und Ländern 
müsse sichergestellt sein, dass 
sich der Bund dauerhaft an den 
Betriebskosten der Digitalisie-
rung beteilige.
Für eine nachhaltige Verkehrs-

wende brauche man eine Inves-
titionsoffensive von Bund und 
Ländern im Volumen von min-
destens 20 Milliarden Euro in 
den nächsten zehn Jahren, also 
zwei Milliarden Euro jährlich. 
Wachsende Städte, seit Lan-
gem strukturschwache Städte 
und der dünnbesiedelte Raum 
bräuchten dabei unterschiedli-
che Formen der Unterstützung.
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Fehlende Sensibilität beim Um-
gang mit öffentlichen Geldern bei 
der Besoldung und Vergütung 
kann im schlimmsten Fall auch 
strafrechtliche Konsequenzen 
nach sich ziehen. 
Die Einführung und konsequente 
Befolgung eines Leitbildes für 
gute Verwaltung hilft, solche 
Missstände, strafrechtliche Ver-
folgung und schlechte Presse zu 
vermeiden.
Zwar ist “Compliance” für die 

Verwaltung schon lange kein 
Fremdwort mehr. Viele Städ-
te und Gemeinden haben die 
Grundsätze des Bundes für gu-
te kommunale Unternehmens-
führung übernommen und sich 
einen “Public Corporate Gover-
nance Kodex” gegeben. Auch 
Anti-Korruptions-Konzepte mit 
bindenden Richtlinien für Be-
amte und Verwaltungsmitar-
beiter sind verbreitet. Manche 
Ratsversammlungen geben sich 
Ehrenordnungen mit Hinweisen 
und Auslegungshilfen für die 
Kommunalparlamentarier zur 
Vermeidung von Interessenkon-

Das Ziel gesamtheitlich guter 
Verwaltungspraxis lässt sich 
allerdings nicht mit einem Fli-
ckenteppich an Einzelregelun-

gen erreichen. Erforderlich ist 
ein übergeordnetes Leitbild, das 
sämtliche Themenbereiche der 
Verwaltung erreicht und überge-
ordnete Prinzipien herausstellt. 
Die insoweit zentralen Stichworte 
Legalität, Integrität, Objektivität, 
Fairness, Unparteilichkeit, Ver-
ständlichkeit, Kommunikation 
und Verhältnismäßigkeit bilden 
zwar Selbstverständlichkeiten ab. 
Zum Maßstab des alltäglichen 
Verwaltungshandelns werden 
sie aber nur, wenn sie in ein 
Verwaltungsleitbild gegossen, 
dokumentiert, alltäglich kommu-
niziert, geschult und diskutiert 
werden. 
Das Leitbild bindet sämtliche Hi-

erarchiestufen, es ist das “Grund-
gesetz” für gute Verwaltung und 
Zentrum eines gesamtheitlichen 
Compliance-Konzepts. Auf ihm 

basieren sämt-
liche weiteren 
konkreten Regeln 
über Korruption, 

-
te, Datenschutz, 
Submission und 
Vergabe, Spen-
den und Spon-
soring, Persona-
lentscheidungen 
und Vergütung. 

So werden Verwaltungsmitar-
beiter in die Lage versetzt, Leit-
bild und Regeln eigenverant-
wortlich umzusetzen und auch 
darin bestärkt, auf Missstände 

Meldeprozesse hinzuweisen. Sie 
nehmen Interessenkonflikte, 
sachfremd motivierte Entschei-
dungen, Günstlingswirtschaft 
und Selbstbereicherung bei sich 
und anderen sensibler wahr, ver-
meiden Fehlentscheidungen bei 
sich und anderen und setzen 
damit das Leitbild eigenverant-
wortlich um. 
In den eingangs genannten 

Fällen wäre auf diese Weise der 
öffentlich erhobene Vorwurf 
der Untreue durch eigen- oder 
fremdnützige Verschwendung 
von Steuergeldern vermeidbar 
gewesen.

Ohne Leitbild geht es nicht
Compliance in der Verwaltung

(BS/Dr. André-M. Szesny) Derzeit machen Diskussionen um überhöhte Geschäftsführergehälter im kom-
munalen Bereich und ungerechtfertigte Zulagen an Behördenmitarbeiter Schlagzeilen. Der Büroleiter des 
Hannoveraner Oberbürgermeisters soll eine illegale Aufstockung seines Gehalts, die Geschäftsführerin der 
kommunalen Behindertenwerkstatt Duisburg unangemessen hohe Bezüge erhalten haben. Auch die jüngst 
geplante, wegen Protesten aber nicht vollzogene “Entsorgung nach oben” des Ex-Verfassungsschutzchefs 
Maaßen ist ein Beispiel jedenfalls für einen Mangel an politischem Gespür. 

Dr. André-M. Szesny, LL.M., 
ist Partner in der Wirtschafts-
kanzlei Heuking Kühn Lüer 
Wojtek und Lehrbeauftragter 
der Universität Osnabrück. Er 
berät Kommunen, Unterneh-
men und Einzelpersonen in 
allen Fragen der Compliance 
und des Wirtschaftsstraf-
rechts.  Foto: BS/Heuking

Der Finanzierungsüberschuss 
der Kommunen setzt sich zu-
sammen aus Kern- und Ex-
trahaushalten. Bei den Kern-
haushalten gab es im ersten 
Halbjahr 2018 unverändert ein 
Finanzierungsdefizit auf dem 
Niveau von 2017 (minus 0,1 
Mrd. Euro). 
Die Extrahaushalte hingegen 

verzeichnen gegenüber dem Vor-
jahr einen um 200 Mio. Euro 
gestiegenen Finanzierungsüber-
schuss (0,9 Mrd. Euro).
Die Einnahmen der Kommunen 

beliefen sich insgesamt im ersten 

Halbjahr 2018 auf rund 123,5 
Mrd. Euro (plus 4,8 Prozent). Die 
Steuereinnahmen stiegen um 
5,1 Prozent auf 43,0 Mrd. Euro. 
Die Gewerbesteuereinnahmen 
stiegen ebenfalls stark um 5,8 
Prozent auf 23,4 Mrd. Euro. Auf 

Mrd. Euro (plus 1,2 Prozent).
Ähnlich den Einnahmen stiegen 

auch die kommunalen Ausgaben 
auf 122,7 Mrd. Euro (plus 4,7 
Prozent). Dabei sind die Aus-
gaben für Sozialleistungen in 
Höhe von 29,9 Mrd. Euro un-
terdurchschnittlich gewachsen 

die Ausgaben nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz auf 1,5 
Mrd. Euro sowie die Leistungen 
an Arbeitsuchende nach SGB II, 

Prozent sanken. 
Mehrausgaben zu verzeichnen 

sind bei den Sozialhilfeleistun-
gen nach SGB XII, die auf 14,7 

stiegen, sowie bei der Kinder- 
und Jugendhilfe nach SGB VIII, 
die sich um 1,8 Prozent auf 5,8 
Mrd. Euro erhöhten. 

Solides erstes Halbjahr
Kommunaler Finanzierungsüberschuss moderat gestiegen

(BS/gg) Die Kommunen (ohne die Stadtstaaten) können laut Statistischem Bundesamt (Destatis) im ersten 
Halbjahr 2018 einen Finanzierungsüberschuss von insgesamt fast 0,8 Mrd. Euro verbuchen – rund 200 Mio. 
Euro mehr als im Vorjahreszeitraum. Ausschlaggebend hierfür sind Überschüsse in den Extrahaushalten. Die 
Einnahme- und Ausgaben der Kommunen stiegen dabei nahezu synchron um fast fünf Prozent. 

Kommunen nehmen ihre Auf-
gaben nicht nur in der Kernver-
waltung wahr. Sie bedienen sich 
auch unterschiedlicher Beteili-
gungsformen. Unabhängig von 
der Organisationsform sind sie 

ihre Einkünfte so zu verwal-
ten, dass ihre Finanzen gesund 
bleiben (§ 10 HGO). Dabei sind 
die Beteiligungen nicht nur in 
Randbereichen der kommu-
nalen Betätigung zu finden. 
Kennzahlen, wie z. B. Geldschul-
den oder Arbeitnehmeranzahl, 
zeugen von der wesentlichen 
Bedeutung der Auslagerungen 
für die Tätigkeit der Kommu-
nen insgesamt. Entsprechend 
bedarf es einer sachgerechten 
Beteiligungsverwaltung und 
-steuerung. Essenziell sind 
zum Beispiel:
• Aufbereitung der Unterlagen 

zu den Gremiensitzungen 
der Beteiligungen (Gesell-
schaftsverträge, Satzungen, 
Wirtschaftspläne, Jahresab-
schlüsse und Prüfungsberich-
te, Protokolle etc.), 

• Einführung eines sog. Cor-
porate Governance Kodex, 
um eine verantwortungsvolle 
Unternehmensführung zu for-
dern, 

• Vorgabe von kurz- und mit-
telfristigen Beteiligungszielen 
(Finanz- und Sachziele) zur 
Beteiligungssteuerung (inkl. 
für Bonus- und Malusrege-
lungen), 

• turnusmäßige Überprüfung 
der Zielerreichung, 

• Einbindung der Verantwor-
tungsträger in Politik und 
Verwaltung bei Planungs-, 
Lenkungs- und Kontrollauf-
gaben, 

• Teilnahme an Sitzungen der 
Aufsichtsgremien auch ohne 
eigenes Stimmrecht, um den 

-
leisten.
Insbesondere bei Großstädten 

ist – allein aufgrund der Fall-
zahl der Beteiligungen – ein 
intensiver Blick auf die Beteili-
gungssteuerung vor Ort ratsam. 
Die Stadt Frankfurt am Main 
setzte ihre Beteiligungssteue-
rung vorbildlich um. Sie hatte 
ein standardisiertes Quartals-

berichtswesen installiert. Im 
Rahmen sogenannter “Control-
ling-Berichte” informierte das 
Beteiligungsmanagement den 
Stadtkämmerer, den Oberbür-
germeister sowie, durch Auszü-
ge des Berichts, Fachdezernen-
tinnen und Fachdezernenten. 
Die städtischen Beteiligungen 

waren gemäß Public Corporate 
-

tet, spätestens am 10. Arbeits-
tag des auf den Schluss eines 
Quartals folgenden Monats dem 
Beteiligungsmanagement einen 
Quartalsbericht mit folgenden 
Inhalten vorzulegen:
• Ist-Bilanz,
• Plan- und Ist-Gewinn- und 

Verlustrechnung,
• Hochrechnung der Gewinn- 

und Verlustrechnung auf das 
Gesamtjahr,

• Personalbestand (Personen 
und Vollzeitäquivalente),

• weitere individuelle, nach 
Vorgaben des Beteiligungs-
managements zu meldende 
Leistungskennzahlen.
Darüber hinaus waren in ei-

nem Erläuterungsteil die wich-
tigsten Plan-Ist-Abweichungen 
zu erläutern sowie eine Ein-
schätzung abzugeben, ob das 
geplante Jahresergebnis einge-
halten werden kann. Das Be-
teiligungsmanagement plausi-
bilisierte die Quartalsberichte 
der Beteiligungen und verfasste 
hieraus einen Gesamtbericht 
je Quartal. Dieser war bis zum 
Ende des auf das Quartalsende 
folgenden Monats zu erstellen. 
Das Beteiligungsmanagement 
stellte in seinem Bericht neben 
den Ergebnissen der einzelnen 
Gesellschaften zusammenfas-
sende Daten und Erläuterungen 
zur Entwicklung der einzelnen 
Bereiche und des gesamten 
Teilkonzerns der städtischen 
Beteiligungen dar.

Im Rahmen des Quartalsbe-
richts war durch die zustän-
digen Unternehmensbetreuer 
eine Einschätzung im Sinne 
einer Ampelfunktion zur Si-
tuation des Unternehmens in 
“rot – Klärungsbedarf”, “gelb 
– Handlungsbedarf”, “grün – 
planmäßig” vorzunehmen. Die 
Ampelfunktion war dabei indivi-
duell durch den Bearbeitenden 
zu setzen und nicht auf Basis 
von Kennzahlen automatisiert. 
Dies führte zu einer ganzheit-
lichen Betrachtung, da die Be-
arbeitenden neben den vorlie-
genden Quartalszahlen auch 
weitere Rahmenparameter, wie 
regulatorische Veränderungen 
etc., in ihre Einschätzung ein-

Frankfurt am Main setzte im 
Beteiligungsmanagement eine 
Fachsoftware ein, die als zen-
trale Datenbank für alle beteili-
gungsrelevanten Informationen 
(Unternehmensstammdaten, 
Besetzung der Gesellschafts-
organe, Bilanzen, Gewinn- und 
Verlustrechnungen, Mitarbei-
terstatistiken, Leistungsdaten 
etc.) fungierte. Die Eingabe von 
Wirtschaftsplänen, Quartals- 
und Jahresabschlüssen erfolgte 
durch die städtischen Gesell-
schaften mittels Onlinezugang 
unmittelbar in der Software. 
Zur Auswertung der unterneh-
mensbezogenen Daten hatte 
Frankfurt am Main zahlreiche 
standardisierte Berichtsaus-
wertungen hinterlegt. In diesem 
Zusammenhang stand den Un-
ternehmensbetreuern in Frank-
furt am Main eine Funktion zur 
Verfügung, die die Auswertung 
wesentlicher Gesellschaftsda-

Aufbereitung innerhalb eines 
sogenannten Dashboards er-
möglichte. 

Lesen Sie mehr zum Thema 
“Beteiligungssteuerung” im sog. 
Großstädtebericht, Hessischer 
Landtag, Drucksache 19/5335 
vom 28. November 2017, S. 98 
ff. Der Bericht ist kostenfrei 
unter rechnungshof.hessen.de 
abrufbar.

Beteiligungen richtig steuern
von Dr. Ulrich Keilmann

“Beteiligungsmanagement”

Dr. Ulrich Keil-
mann leitet die 
Abteilung Über-
örtliche Prüfung 
kommunaler 
Körperschaften 

beim Hessischen Rechnungshof 
in Darmstadt. Foto: BS/privat

Hohe Erwartungen 
Kommission “Gleichwertige Lebensverhältnisse” gestartet

(BS/gg) Die vor der Sommerpause vom Bundeskabinett beschlossene Kommission “Gleichwertige Lebens-
verhältnisse” ist Ende September erstmals in Berlin zusammengekommen. Das Gremium aus Vertretern des 
Bundes, der Länder und der kommunalen Spitzenverbände hat den Auftrag, “auf der Basis eines gemeinsamen 
Verständnisses gleichwertiger Lebensverhältnisse Handlungsempfehlungen mit Blick auf unterschiedliche 
regionale Entwicklungen und den demografischen Wandel zu erarbeiten”. 


